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10. Nr. 8.3 wird neu hinzugefügt und wie folgt gefasst:

 „8.3
  Begehung und Beratung eines IVF-Zentrums 

bei qualitativen Auffälligkeiten“  1.000,– Euro

11.  Nr. 8.4 wird neu hinzugefügt und wie folgt gefasst:

 „8.4
  Datenbearbeitung/-bewertung 

je Datensatz/Zyklus 
bei assistierter Reproduktion“   1,70 Euro

12.   Nach Nr. 14 wird Nr. 15 neu hinzugefügt und wie 
folgt gefasst:

 „15.
 Zertifi zierung eines Perinatalzentrums

 –  Durchführungsgebühr pro Perinatal-
zentrum 3.000,– Euro

 –  Voraudit auf Wunsch  1.000,– Euro“

13.  Nr. 15 alte Fassung wird zu Nr. 16 neue Fassung

14.   Nr. 16 alte Fassung wird zu Nr. 17 neue Fassung und 
wie folgt gefasst:

 „17.
 Anerkennungen von Fortbildungen

 17.1
  E-Learning, Blended-Learning 

(erste Fortbildungseinheit) 300,– Euro

 17.2
 jede weitere Fortbildungseinheit  50,– Euro

 17.3
 Fortbildungszertifi kate   20,– Euro“

15.   Nr. 17 bis 19 alte Fassung werden zu Nr. 18 bis 20 
neue Fassung

16.   Nach Nr. 20 neue Fassung wird Nr. 21 neu hinzuge-
fügt und wie folgt gefasst:

 „21.
  Verfahren zur Prüfung der erforder-

lichen  300,– Euro
 Sprachkenntnisse nach § 3 Abs. 1 Nr. 5 BÄO“

17.   Nr. 20 bis 24 alte Fassung werden zu Nr. 22 bis 26 
neue Fassung

18.   Nr. 25 alte Fassung wird zu Nr. 27 neue Fassung und 
wie folgt gefasst:

 „27.
 Auslagen Tatsächlich entstandene und 
  erforderliche Höhe“

Artikel 2

Die vorstehende Änderung der Gebührenordnung tritt 
am Tag nach der Veröffentlichung im Ministerialblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen in Kraft. 

Ausfertigung:

Düsseldorf, den 27.11.2013

Rudolf  H e n k e

 – Präsident –

Genehmigt:

Düsseldorf, den 16. Januar 2014

Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, 
Pfl ege und Alter

des Landes Nordrhein-Westfalen

Az.: – 232 – 0810.44.2 -

Im Auftrag 

(G o d r y)

Die Änderung der Berufsordnung wird hiermit ausgefer-
tigt und im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-

I.

21220

Änderung der Gebührenordnung
der Ärztekammer Nordrhein 

vom 23.11.2013

Die Kammerversammlung der Ärztekammer Nordrhein 
hat in ihrer Sitzung am 23.11.2013 folgende Änderung 
der Gebührenordnung der Ärztekammer Nordrhein vom 
19.11.2005 (MBl. NRW. 2006 S. 384), zuletzt geändert am 
10.11.2012 (MBl. NRW. 2013 S. 91), beschlossen:

Artikel 1

Die Gebührenordnung der Ärztekammer Nordrhein vom 
19.11.2005 (MBl. NRW. 2006 S. 384), zuletzt geändert am 
10.11.2012 (MBl. NRW. 2013 S. 91), wird wie folgt geän-
dert:

§ 2 wird wie folgt geändert:

 1.  Nr. 1.6 wird wie folgt gefasst:

 „1.6

 Eignungsprüfung nach § 15 Abs. 2
 S. 3 BQFG NRW 130,– Euro“

 2.  Nr. 1.7 wird neu hinzugefügt und wie folgt gefasst:

 „1.7
 Defi zitprüfung nach § 15 Abs. 2 
 S. 4 BQFG NRW 130,– Euro“

 3.  Nr. 1.8 wird neu hinzugefügt und wie folgt gefasst:

 „1.8
 Kenntnisprüfung nach § 15 Abs. 2 
 S. 4 BQFG NRW 200,– Euro“

 4.  Nr. 1.6 alte Fassung wird zu Nr. 1.9

 5.  Nr. 2.3 wird wie folgt gefasst:

 „2.3
 Prüfung der Gleichwertigkeit nach 
 § 9 Abs. 2 BQFG NRW 200,– Euro“

 6. Nr. 2.4 wird neu hinzugefügt und wie folgt gefasst:

 „2.4
  Prüfung des Ausgleichs wesentlicher 

Unterschiede nach § 15 Abs. 2 
S. 2 BQFG NRW 130,– Euro“

 7.  Nr. 2.3 alte Fassung wird zu Nr. 2.5

 8.  Nr. 4.1.2.2 wird wie folgt gefasst:

 „4.1.2.2
  Nachträgliche Änderungen (§ 10 GCP-V)

 – inhaltliche nachträgliche Änderung 2.000,– Euro

 –  Prüfstellennachmeldung / -änderung  
für bis zu drei beteiligte Ethikkommis-
sionen    1.000,– Euro

 –  jede weitere beteiligte Ethikkommis-
sion 200,– Euro“

 9.  Nr. 4.1.3.2 wird wie folgt gefasst:

 „4.1.3.2
  Nachträgliche Änderungen (§ 10 GCP-V)

 –  inhaltliche nachträgliche 
Änderung   100,– bis 1.000,– Euro

 –  Prüfstellennachmeldung für 
bis zu drei Prüfstellen 1.300,– Euro

    (bei erstmalig von der Ethikkommis-
sion bewerteter klinischer Prüfung)

 –  Prüfstellennachmeldung / -änderung 
für bis zu drei Prüfstellen   400,– Euro

    (bei bereits von der Ethikkommis-
sion bewerteter klinischer Prüfung)

 –  jede weitere Prüfstelle  100,– Euro“



Ministerialblatt für das Land Nordrhein–Westfalen – Nr. 9 vom 21. März 2014 133

2370

Studentenwohnheimbestimmungen
(SWB)

RdErl. d. Ministeriums für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr – IV.2-2010-93/14 

v. 19. 2. 2014

Der RdErl. des Ministeriums für Bauen, Wohnen, Stadt-
entwicklung und Verkehr vom  21. 2. 2013 (MBl. NRW. 
S. 98), wird wie folgt geändert:

1.   In Nummer 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Wohn-
heimplätze“ die Wörter „oder Gemeinschaftsräume“ 
eingefügt.

2.   In Nummer  3.3 werden die Sätze  4 und 5 wie folgt 
neu gefasst und die folgenden neuen Sätze  6 bis  8 
eingefügt:

 „Zusätzliche Räume

  Für jedes Wohnheim mit bis zu 60 Wohnheimplätzen 
sind außer den Heimplätzen Gemeinschaftsräume 
zum Aufenthalt für die Bewohner vorzusehen, deren 
Gesamtfl äche insgesamt mindestens 1  Quadratmeter 
pro Wohnheimplatz beträgt. Für größere Wohnheime 
mit mehr als 60 Wohnheimplätzen und mehreren Ein-
gängen sind darüber hinaus zusätzlich 0,5 Quadrat-
meter pro weiteren Wohnheimplatz hinzuzurechnen. 
Insgesamt müssen pro Wohnheim nicht mehr als 100 
Quadratmeter Gemeinschaftsfl äche errichtet werden.

  Bei Baumaßnahmen gemäß Nummer 2 Buchstaben b) 
und c) kann bei der Errichtung von Gemeinschafts-
räumen eine Abweichung von den Flächenvorgaben 
zugelassen werden, wenn dies aus planerischen 
Gründen im Sinne eines ausgewogenen Kosten-Nut-
zen-Verhältnisses zweckmäßig ist und durch geeig-
nete Ersatzmaßnahmen kompensiert werden kann. 
Die Abweichung von den Flächenvorgaben ist mit 
dem für das Wohnungswesen zuständigen Ministe-
rium abzustimmen und zum Bestandteil der Förder-
zusage zu machen.“ 

3.  Nummer 4 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz  1 Buchstabe  a) wird nach den Wörtern 
„pro Individualwohnheimplatz:“ der Wortlaut wie 
folgt neu gefasst:

1 2 3

in Gemeinden mit 
Mietniveau

Neubau Neuschaffung im 
Bestand

M 1 32 500 Euro 26 000 Euro

M 2 37 500 Euro 30 000 Euro

M 3 42 500 Euro 34 000 Euro

M 4 46 250 Euro 37 000 Euro

 b)  In Satz  1 Buchstabe  b) wird nach den Wörtern 
„pro Wohnheimplatz für zwei Personen:“ der 
Wortlaut wie folgt neu gefasst:

1 2 3

in Gemeinden mit 
Mietniveau

Neubau Neuschaffung im 
Bestand

M 1 60 000 Euro 48 000 Euro

M 2 70 000 Euro 56 000 Euro

M 3 80 000 Euro 64 000 Euro

M 4 87 500 Euro 70 000 Euro

 c) Nach Satz 3 wird folgender neuer Satz 4 eingefügt:

     „Werden im Zusammenhang mit der Förderung 
von Wohnheimplätzen Gemeinschaftsräume neu 
geschaffen, beträgt die Förderpauschale pro Quad-
ratmeter Gemeinschaftsraumfl äche:

Westfalen sowie im Rheinischen Ärzteblatt bekannt ge-
macht.

Düsseldorf, den 3.2.2014 

Rudolf  H e n k e

– Präsident –

MBl. NRW. 2014 S. 132

21220

Änderung der Verwaltungsgebührenordnung
der Ärztekammer Westfalen-Lippe

vom 30. November 2013

Die Kammerversammlung der Ärztekammer Westfalen-
Lippe hat in ihrer Sitzung am 30.  November 2013 auf-
grund §  23 Abs.  1 Heilberufsgesetz vom 9. Mai 2000 
(GV.  NRW. S.  403), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. April 2013 (GV.NRW. S. 201.) folgende Änderung der 
Verwaltungsgebührenordnung der Ärztekammer West-
falen-Lippe vom 28. März 1981 (MBl. NRW. S. 1211), zu-
letzt geändert am 16. März 2013 (MBl. NRW. S. 298), be-
schlossen, die durch Erlass des Ministeriums für 
Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 23. Januar 2014 genehmigt 
worden ist.

§ 1 Teil A wird wie folgt gefasst:

„A

1.  die Bearbeitung von Anträgen einschließlich der 
Durchführung von Prüfungen oder Wiederholungs-
prüfungen zur Erteilung einer Gebiets-, Schwer-
punktbe-zeichnung, Zusatzweiterbildung oder Fach-
kunde   = € 130,00

2.  die Bearbeitung von Anträgen auf Erteilung einer 
Gebiets-, Schwerpunktbe-zeichnung, Zusatzweiter-
bildung, soweit keine Prüfung stattfi ndet,  = €  50,00

3.  die Bearbeitung eines Antrages auf Erteilung eines 
Fachkundenachweises = €  25,00

4.  die Feststellung der Gleichwertigkeit von Weiterbil-
dung gemäß dem Aner-kennungsgesetz NRW vom 
28.5.2013 = € 300,00 €

5.  die abschließende Eignungs- oder Kenntnis- oder 
 Defi zitprüfung  = 130,00 €

6.  die ab dem 1.1.2014 durchzuführende Fachsprach-
prüfung = 300,00 €“

Genehmigt.

Düsseldorf, den 23. Januar 2014

Ministerium für Gesundheit,
Emanzipation, Pfl ege und Alter

des Landes Nordrhein-Westfalen

– 232 – 0810.54.2 –

Im Auftrag

(G o d r y)

Die vorstehende Änderung der Verwaltungsgebühren-
ordnung wird hiermit ausgefertigt und im Ministerial-
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen und im „West-
fälischen Ärzteblatt“ bekanntgemacht.

Münster, den 29. Januar 2014

Der Präsident

Dr. med. Theodor W i n d h o r s t

MBl. NRW. 2014 S. 133
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  Für das gewährte Darlehen (inklusive anteiligem 
Tilgungsnachlass) ist ein einmaliger Verwaltungs-
kostenbeitrag von 0,4 v. H. zu zahlen. Der Tilgungs-
nachlass wird bei Leistungsbeginn vom gewährten 
Darlehen abgesetzt. Die festgelegten Zins- und Til-
gungsleistungen sowie der laufende Verwaltungskos-
tenbeitrag von 0,5  v. H. werden vom reduzierten 
Darlehen erhoben. Der Antrag auf Gewährung eines 
Tilgungsnachlasses ist zusammen mit dem Antrag 
auf Gewährung der Fördermittel zu stellen.“

 9.   Die bisherigen Nummern 10 und 11 werden zu Num-
mern 11 und 12.

Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 19. Februar 2014 in 
Kraft.

– MBl. NRW. 2014 S. 133

2370

Bestimmungen zur Förderung von Wohnraum 
für Menschen mit Behinderung

(BWB)
RdErl. d. Ministeriums für Bauen, Wohnen, 

Stadtentwicklung und Verkehr – IV.2-2210-94/14 –
v. 19. 2. 2014 

Der RdErl. des Ministeriums für Bauen und Verkehr 
vom 2.6.2007 (MBl. NRW. S. 413), zuletzt geändert durch 
RdErl. vom 10. 4. 2013 (MBl. NRW. S.  149), wird wie 
folgt geändert:

1.   In Nummer 3.1 Satz 1 wird das Wort „Brachfl ächen-
darlehen“ durch die Wörter „Darlehen zur Standor-
taufbereitung und wohnungswirtschaftliche Quar-
tiersmaßnahmen“ ersetzt.

2.   In Nummer  3.2.4 wird die Angabe „2.500 Euro“ 
durch die Angabe „5.000 Euro“ ersetzt.

3.   In Nummer  5 Buchstabe c) Satz  2 wird das Wort 
„Wohnungsbauförderungsanstalt“ durch das Wort 
„NRW.BANK“ ersetzt.

4.  Nummer 9 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz 1 wird die Angabe „10. April 2013“ durch 
die Angabe „1. Juli 2007“ ersetzt.

 b)  In Satz  3 wird die Angabe „31. Dezember 2012“ 
durch die Angabe „31. Dezember 2013“ und die 
Angabe „21. März 2012“ durch die Angabe „10. 
April 2013“ ersetzt.

Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 19. Februar 2014 in 
Kraft.

– MBl. NRW. 2014 S. 134

II.

Ministerpräsidentin 

Honorarkonsularische Vertretung 
der Republik Seychellen in Frankfurt am Main
Bek. d. Ministerpräsidentin – LPA II 1 – 03.24-1/03 

v. 24. 2. 2014

Die Botschaft der Republik Seychellen hat über das 
Auswärtige Amt die Änderung der Kontaktdaten der ho-
norarkonsularischen Vertretung in Frankfurt am Main 
mitgeteilt:

 Max Hunzinger

 Hanauer Landstraße 293
 60314 Frankfurt am Main

Die übrigen Kontaktdaten bleiben unverändert.

– MBl. NRW. 2014 S. 134

1 2 3

in Gemeinden mit 
Mietniveau

Neubau Neuschaffung im 
Bestand

M 1 1 300 Euro 1 040 Euro

M 2 1 500 Euro 1 200 Euro

M 3 1 700 Euro 1 360 Euro

M 4 1 850 Euro 1 480 Euro

 d)  Im neuen Satz  5 werden die Wörter „(Aufberei-
tung von Brachfl ächen)“ durch die Wörter 
„(Standortaufbereitung und wohnungswirtschaft-
liche Quartiersmaßnahmen)“ ersetzt. 

4.   In Nummer 5 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 1“ ge-
strichen.

5.  Nummer 6.1 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach der Gliederungsnummer „6.1“ wird als 
Überschrift das Wort „Bewilligungsmiete“ einge-
fügt.

 b)  In Satz  1 werden nach den Wörtern „in Gemein-
den“ der Wortlaut bis zum Satzende durch folgen-
den Wortlaut ersetzt:

1 2 3

mit 
Miet-

niveau

Bewilligungsmiete 
pro 

Wohnheimplatz

Miete pro Quadrat-
meter Gemein-

schaftsraumfl äche

M 1 115 Euro 4,50 Euro

M 2 125 Euro 5,00 Euro

M 3 140 Euro 5,50 Euro

M 4 155 Euro 6,00 Euro

 c)  In Satz  2 wird die Angabe „160 Euro“ durch die 
Angabe „170 Euro“ ersetzt und nach dem Wort 
„Wohnheimplatz“ die Wörter „zuzüglich 6,50 Euro 
pro Quadratmeter anteiliger Gemeinschaftsraum-
fl ächen“ angefügt.

 d)  In Satz 3 werden nach der Angabe „7,50 Euro“ die 
Wörter „beziehungsweise pro Quadratmeter Ge-
meinschaftsraumfl äche um 0,50 Euro“ eingefügt.

6.   In Nummer  6.2 Satz  1 wird die Angabe „20  Euro“ 
durch die Angabe „40  Euro“ ersetzt und folgende 
Sätze 2 und 3 angefügt:

  „Für Gemeinschaftsräume darf mit den Mietern ge-
förderter Plätze ein anteiliges monatliches Entgelt 
vereinbart und zusammen mit der Miete eingezogen 
werden. Das anteilige Entgelt wird ermittelt, indem 
die sich nach Nummer 6.1 Satz 1 Spalte 3 der Tabelle 
beziehungsweise gemäß Nummer  6.1 Sätze  2 und 3 
ergebende Miete für die gesamte Gemeinschafts-
raumfl äche gleichmäßig auf die Anzahl der Wohn-
heimplätze umgelegt wird.

7.   In Nummer 6.3 Satz 1 wird nach dem Wort „Netto-
kaltmiete“ das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt 
und nach dem Wort „Möblierungszuschlag“ die Wör-
ter „und dem Entgelt für den Gemeinschaftsraum“ 
eingefügt.

8.   Nach Nummer 9 wird folgende neue Nummer 10 ein-
gefügt:

 „10
 Tilgungsnachlass

  Für folgende Darlehen kann auf Antrag ein anteiliger 
Tilgungsnachlass (Teilschulderlass) gewährt werden:

 a)  bis zur Höhe von 15 v. H. der sich auf die Förder-
pauschale nach Nummer  4 beziehenden Darle-
henssumme; 

 b)  bis zu 50  v. H. für anerkannte Zusatzdarlehen 
nach Nummern 2.5.2.2, 2.5.2.6 und 2.5.3 WFB so-
wie bei Darlehen nach Nummer 4.4 WFB.
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1
Verwendung der Bilanzergebnisse der LVR-Kliniken 
und der LVR-Kranken-hauszentralwäscherei

1.1
LVR-Klinik Bedburg-Hau

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2012 in Höhe von 
EUR  1.445.730,04, zuzüglich des Gewinnvortrages in 
Höhe von EUR 412.671,12 sowie einer Entnahme aus der 
Rücklage in Höhe von EUR 165.156,66, wird ein Betrag 
in Höhe von EUR 1.854.444,00 der Gewinnrücklage zu-
geführt. Der verbleibende Bilanzgewinn in Höhe von 
EUR 169.113,82 wird auf neue Rechnung vorgetragen.

1.2
LVR-Klinik Bonn

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2012 in Höhe von 
EUR  229.609,13 und einer Entnahme aus der zweckge-
bundenen Rücklage in Höhe von EUR 115.351,46 werden 
EUR  164.960,59 in die gebundene Gewinnrücklage und 
EUR 180.000,00 in die anderen Gewinnrücklagen einge-
stellt.

1.3
LVR-Klinik Düren

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2012 in Höhe von 
EUR  1.085.501,21, zuzüglich des Gewinnvortrages in 
Höhe von EUR 234.086,14 sowie einer Entnahme aus der 
Rücklage in Höhe von EUR 196.357,80, wird ein Betrag 
in Höhe von EUR 1.120.442,00 der Gewinnrücklage zu-
geführt. Der verbleibende Bilanzgewinn in Höhe von 
EUR 395.503,15 wird auf neue Rechnung vorgetragen.

1.4
LVR-Klinikum Düsseldorf

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2012 in Höhe von 
EUR  2.209.397,25, zuzüglich einer Entnahme aus der 
Rücklage in Höhe von EUR 140.990,70, wird ein Betrag 
in Höhe von EUR 2.271.906,00 der Gewinnrücklage zu-
geführt. Der verbleibende Bilanzgewinn in Höhe von 
EUR 78.481,95 wird auf neue Rechnung vorgetragen.

1.5
LVR-Klinikum Essen

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2012 in Höhe von 
EUR 276.975,19, zuzüglich des Gewinnvortrages in Höhe 
von EUR  193.828,54, wird ein Betrag in Höhe von 
EUR 400.000,00 der zweckgebundenen Rücklage zur Fi-
nanzierung von Maßnahmen im Rahmen der Sanierung 
Klinikgebäude Virchowstraße eingestellt. Der verblei-
bende Bilanzgewinn in Höhe von EUR  70.803,73 wird 
auf neue Rechnung vorgetragen.

1.6
LVR-Klinik Köln

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2012 in Höhe von 
EUR  279.092,98, zuzüglich einer Entnahme aus der 
Rücklage in Höhe von EUR 725.566,23, wird ein Betrag 
in Höhe von EUR 1.004.659,21 der Gewinnrücklagen zu-
geführt.

1.7
LVR-Klinik Langenfeld

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2012 in Höhe von 
EUR  678.933,30, zuzüglich eines Gewinnvortrages in 
Höhe von EUR 460.901,07, werden EUR 28.265,00 einer 
Betriebsmittelrücklage (Abdeckung eventueller zukünf-
tiger Verluste) und EUR  860.222,87 einer zweckgebun-
denen Rücklage (Finanzierungsabsicherung des geplan-
ten Investitions- und Instandhaltungsaufwands sowie 
anfallender Eigenmittel-AfA der nächsten Jahre) zuge-
führt. Der verbleibende Bilanzgewinn in Höhe von 
EUR 251.346,50 wird auf neue Rechnung vorgetragen.

1.8
LVR-Klinik Mönchengladbach

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2012 in Höhe von 
EUR  482.230,23 und einer Entnahme aus der Rücklage 
in Höhe von EUR 3.769,87 wird ein Betrag in Höhe von 
EUR 486.000,10 der Gewinnrücklage zugeführt.

Berufskonsularische Vertretung 
der Republik Chile in Frankfurt am Main

Bek. d. Ministerpräsidentin – LPA II 1 – 01.31-1/14 
v. 4. 3. 2014

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskon-
sularischen Vertretung der Republik Chile in Frankfurt 
am Main ernannten Herrn Christian Federico von 
 Loebenstein Hufe am 27. Februar 2014 die vorläufi ge 
Zulassung als Generalkonsul erteilt. Der Konsularbezirk 
umfasst die Länder Hessen, Rheinland-Pfalz, Nord-
rhein-Westfalen, Thüringen und Saarland.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn José Luis Mo-
rales Molyneux, am 10. Oktober 2008 erteilte Exequatur 
ist erloschen.

– MBl. NRW. 2014 S. 135

Berufskonsularische Vertretung 
von Georgien in Frankfurt am Main

Bek. d. Ministerpräsidentin – LPA II 1 – 01.47-1/14 
v. 6. 3. 2014

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskon-
sularischen Vertretung von Georgien in Frankfurt am 
Main ernannten Herrn Iosseb Chkhikvishvili am 6. März 
2014 das Exequatur als Generalkonsul erteilt. Der Kon-
sularbezirk umfasst die Länder Nordrhein-Westfalen, 
Hessen, Rheinland-Pfalz, Thüringen und Saarland.

– MBl. NRW. 2014 S. 135

Berufskonsularische Vertretung 
der Republik Polen in Köln

Bek. d. Ministerpräsidentin – LPA II 1 – 03.10-1/14 
v. 6. 3. 2014

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskon-
sularischen Vertretung der Republik Polen in Köln er-
nannten Herrn Jan Sobczak am 5. März 2014 das Exe-
quatur als Generalkonsul erteilt. Der Konsularbezirk 
umfasst die Länder Nordrhein-Westfalen, Hessen, 
Rheinland-Pfalz und Saarland.

– MBl. NRW. 2014 S. 135

III.

Landschaftsverband Rheinland

Jahresabschlüsse 2012
der LVR-Kliniken, der LVR-Krankenhauszentral-
wäscherei, der LVR-HPH-Netze, der LVR-Jugend-

hilfe Rheinland sowie LVR-InfoKom
Bek. d. Landschaftsverbandes Rheinland 

v. 12. 2. 2014

Die Landschaftsversammlung Rheinland hat in Ihrer 
Sitzung am 9. 9. 2013 die Jahresabschlüsse 2012 der LVR-
Kliniken und der LVR-Krankenhauszentralwäscherei 
und die Jahresabschlüsse 2012 der LVR-HPH-Netze so-
wie in ihrer Sitzung am 16. 12. 2013 den Jahresabschluss 
2012 der LVR-Jugendhilfe Rheinland und den Jahresab-
schluss 2012 von LVR-InfoKom festgestellt und über die 
Verwendung des Gewinns oder die Behandlung des Ver-
lustes wie folgt beschlossen:
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LVR-Klinik Bedburg-Hau

Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Bedburg-Hau. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2012 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft thp – treuhandpartner GmbH, Krefeld, bedient.

Diese hat mit Datum vom 6. 5. 2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – nach 
KHG unter Einbeziehung der Buchführung und den La-
gebericht der LVR-Klinik Bedburg-Hau für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2012 bis 31. Dezember 2012 
geprüft. Durch § 30 KHGG NRW in Verbindung mit § 21 
GemKHBVO wurde der Prüfungsgegenstand festgelegt. 
Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere auf die 
zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche Ver-
wendung der Fördermittel nach §  18 Abs.  1 KHGG 
NRW. Die Buchführung und die Aufstellung des Jahres-
abschlusses und Lagebericht nach den deutschen han-
delsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der 
GemHVO, KHBV sowie die Verwendung der Fördermit-
tel liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertre-
ter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und den Lagebericht sowie über den 
Prüfungsgegenstand gemäß §  30 KHGG NRW abzuge-
ben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  30 
KHGG NRW i. V. m. §  317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit be-
urteilt werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus 
der Festlegung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 
KHGG NRW i. V. m. §  21 GemKHBVO ergeben, erfüllt 
wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der 
 Klinik sowie die Erwartungen über mögliche Fehler 
 berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in 
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der Geschäftsführung sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung 
eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurtei-
lung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der GemHVO, KHBV und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der 
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

1.9
LVR-Klinik Viersen

Der Jahresüberschuss zum 31. 12. 2012 in Höhe von 
EUR 1.983.429,79 wird in voller Höhe der zweckgebun-
denen Rücklage zugeführt.

1.10
LVR-Klinik für Orthopädie Viersen

Mit dem Jahresfehlbetrag zum 31. 12. 2012 in Höhe von 
EUR  26.916,88 sowie dem Verlustvortrag von 
EUR  2.006.175,82, zuzüglich einer Entnahme aus der 
zweckgebundenen Rücklage in Höhe von EUR 85.814,40, 
wird ein Betrag in Höhe von EUR 24.804,00 der zweck-
gebundenen Rücklage zugeführt. Der Verlustausgleich 
des Trägers aus Vorjahren beträgt EUR  797.956,84. 
Der  verbleibende Bilanzverlust in Höhe von 
EUR 1.174.125,46 wird auf neue Rechnung vorgetragen.

1.11
LVR-Krankenhauszentralwäscherei

Aus dem Jahresüberschuss zum 31. 12. 2012 in Höhe von 
EUR  24.564,92, zuzüglich eines Gewinnvortrages in 
Höhe von EUR  42.384,44, wird ein Bilanzgewinn in 
Höhe von EUR  66.949,36 ausgewiesen. Der Bilanzge-
winn in Höhe von EUR  66.949,36 wird auf neue Rech-
nung vorgetragen.

2
Verwendung der Bilanzergebnisse der LVR-HPH-Netze

2.1
LVR-HPH-Netz Niederrhein

Aus den vorhandenen Gewinnrücklagen wird ein Betrag 
in Höhe von 27.281,04 EUR, entsprechend den Abgängen 
und Abschreibungen auf das eigenfi nanzierte Anlagever-
mögen, entnommen. Zusammen mit dem Jahresüber-
schuss 2012 von 140.204,71  EUR und dem Gewinnvor-
trag des Vorjahres von 219.629,10  EUR, also insgesamt 
387.114,85  EUR, wird ein Betrag von 300.000,00  EUR 
in  die Betriebsmittelrücklage und ein Betrag von 
29.131,72 EUR in die Pensionsrücklage nach EFOG ein-
gestellt. Der verbleibende Bilanzgewinn 2012 von 
57.983,13 EUR wird auf neue Rechnung vorgetragen.

2.2
LVR-HPH-Netz Ost

Aus dem Jahresüberschuss in Höhe von 298.489,88 EUR 
und dem Gewinnvortrag von 50.612,67  EUR, also ins-
gesamt 349.102,55  EUR, wird ein Betrag von 
300.000,00  EUR in die Betriebsmittelrücklage und ein 
Betrag von 2.710,41  EUR in die Pensionsrücklage nach 
EFOG eingestellt. Der verbleibende Bilanzgewinn 2012 
von 46.392,14  EUR wird auf neue Rechnung vorgetra-
gen.

2.3
LVR-HPH-Netz West

Aus dem Jahresüberschuss in Höhe von 162.549,28 EUR 
und dem Gewinnvortrag von 49.718,62  EUR, also ins-
gesamt 212.267,90  EUR, wird ein Betrag von 
170.000,00  EUR in die Betriebsmittelrücklage und ein 
Betrag von 2.193,51  EUR in die Pensionsrücklage nach 
EFOG eingestellt. Der verbleibende Bilanzgewinn 2012 
in Höhe von 40.074,39  EUR wird auf neue Rechnung 
vorgetragen.

3
Verwendung des Bilanzergebnisses der LVR-Jugendhilfe 
Rheinland

Der Jahresüberschuss in Höhe von 6.048,62  € wird auf 
die neue Rechnung vorgetragen.

4
Verwendung des Bilanzergebnisses von LVR-InfoKom

Zum Ausgleich des Jahresfehlbetrages in Höhe von 
527.691,72  Euro wird ein gleich hoher Betrag aus der 
Gewinnrücklage entnommen. Der Bilanzgewinn zum 
31.12.2012 beträgt 0,00 Euro.

Die abschließenden Vermerke der Gemeindeprüfungsan-
stalt Nordrhein-Westfalen über die Jahresabschlussprü-
fungen werden nachfolgend wiedergegeben:



Ministerialblatt für das Land Nordrhein–Westfalen – Nr. 9 vom 21. März 2014 137

Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Klinik, LVR-Klinik Bonn, Bonn, und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinik Düren
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Düren. Zur Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2012 hat 
sie  sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon 
GmbH, Düsseldorf bedient.

Diese hat mit Datum vom 31. 3. 2012 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
LVR-Klinik Düren, Düren nach KHG und der Gem-
KHBVO NRW für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2012 und den entsprechend §  19 Gem-
KHBVO NRW sowie § 25 EigVO NRW erstellten Lagebe-
richt geprüft. Durch §  30 KHGG NRW und §  21 Gem-
KHBVO NRW wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. 
Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere auf die 
zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche Ver-
wendung der Fördermittel nach §  18 Abs.  1 KHGG 
NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der 
KHBV sowie die Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW liegen in der Verantwortung der ge-
setzlichen Vertreter der Klinik. Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-
ziehung der Buchführung, über den Lagebericht sowie 
über den erweiterten Prüfungsgegenstand nach §  30 
KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und §  30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft thp – treuhandpartner GmbH aus-
gewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfungen bei Eigenbetrieben und prüfungs-
pfl ichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der 
GPA NRW nicht erforderlich.

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinik Bonn
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Bonn. Zur Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2012 hat 
sie  sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon 
GmbH, Düsseldorf bedient.

Diese hat mit Datum vom 31. 3. 2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
LVR-Klinik Bonn, Bonn, nach KHG und der Gem-
KHBVO NRW für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2012 und den entsprechend §  19 Gem-
KHBVO NRW sowie § 25 EigVO NRW erstellten Lagebe-
richt geprüft. Durch §  30 KHGG NRW und §  21 Gem-
KHBVO NRW wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. 
Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere auf die 
zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche Ver-
wendung der Fördermittel nach §  18 Abs.  1 KHGG 
NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der 
KHBV sowie die Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW liegen in der Verantwortung der ge-
setzlichen Vertreter der Klinik. Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-
ziehung der Buchführung, über den Lagebericht sowie 
über den erweiterten Prüfungsgegenstand nach §  30 
KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und §  30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Er-
weiterung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 KHGG 
NRW sowie § 21 GemKHBVO NRW ergeben, erfüllt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
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Heine-Universität Düsseldorf, Düsseldorf, nach KHG 
und der GemKHBVO NRW für das Geschäftsjahr vom 
1.  Januar bis 31. Dezember 2012 und den entsprechend 
§ 19 GemKHBVO NRW sowie § 25 EigVO NRW erstell-
ten Lagebericht geprüft. Durch §  30 KHGG NRW und 
§ 21 GemKHBVO NRW wurde der Prüfungsgegenstand 
erweitert. Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere 
auf die zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftli-
che Verwendung der Fördermittel nach §  18 Abs.  1 
KHGG NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den Vorschriften 
der KHBV sowie die Verwendung der Fördermittel nach 
§  18 Abs.  1 KHGG NRW liegen in der Verantwortung 
der gesetzlichen Vertreter der Klinik. Unsere Aufgabe ist 
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prü-
fung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung, über den Lagebericht 
sowie über den erweiterten Prüfungsgegenstand nach 
§ 30 KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und §  30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Er-
weiterung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 KHGG 
NRW sowie § 21 GemKHBVO NRW ergeben, erfüllt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie die Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der 
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrund-
sätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzli-
chen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Klinik, LVR-Klinikum Düsseldorf – Kliniken der 
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, Düsseldorf, und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend das.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Er-
weiterung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 KHGG 
NRW sowie § 21 GemKHBVO NRW ergeben, erfüllt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der LVR-Klinik Düren, Düren, und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und 
ein Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinikum Düsseldorf
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des LVR-Klinikum Düsseldorf, Klini-
ken der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2012 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Curacon GmbH, Düsseldorf, bedient.

Diese hat mit Datum vom 31. 3. 2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des 
LVR-Klinikums Düsseldorf – Kliniken der Heinrich-
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der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft thp – treuhandpartner GmbH aus-
gewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinik Köln
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Köln. Zur Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2012 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon 
GmbH, Düsseldorf, bedient.

Diese hat mit Datum vom 1. 4. 2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
LVR-Klinik Köln, Köln, nach KHG und der Gem-
KHBVO NRW für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2012 und den entsprechend §  19 Gem-
KHBVO NRW sowie § 25 EigVO NRW erstellten Lagebe-
richt geprüft. Durch §  30 KHGG NRW und §  21 Gem-
KHBVO NRW wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. 
Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere auf die 
zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche Ver-
wendung der Fördermittel nach §  18 Abs.   1 KHGG 
NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der 
KHBV sowie die Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW liegen in der Verantwortung der ge-
setzlichen Vertreter der Klinik. Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-
ziehung der Buchführung, über den Lagebericht sowie 
über den erweiterten Prüfungsgegenstand nach §  30 
KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und §  30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Er-
weiterung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 KHGG 
NRW sowie § 21 GemKHBVO NRW ergeben, erfüllt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinikum Essen
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des LVR-Klinikum Essen Kliniken und 
Institut der Universität Duisburg-Essen. Zur Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2012 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft thp – treu-
handpartner GmbH, Krefeld, bedient.

Diese hat mit Datum vom 6. 5. 2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteil.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – nach 
KHG unter Einbeziehung der Buchführung und den La-
gebericht des LVR-Klinikums Essen für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar 2012 bis zum 31. Dezember 2012 ge-
prüft. Durch § 30 KHGG NRW in Verbindung mit § 21 
GemKHBVO wurde der Prüfungsgegenstand festgelegt. 
Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere auf die 
zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche Ver-
wendung der Fördermittel nach §  18 Abs.  1 KHGG 
NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der 
GemHVO, der KHBV sowie die Verwendung der Förder-
mittel liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht sowie über 
den Prüfungsgegenstand gemäß § 30 KHGG NRW abzu-
geben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  30 
KHG NRW i. V. m. § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der 
Festlegung des Prüfungsgegenstandes nach § 30 KHGG 
NRW i. V. m. § 21 GemKHBVO ergeben, erfüllt wurden. 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Geschäftsführung 
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der GemHVO, der KHBV und vermittelt unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 
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ziehung der Buchführung, über den Lagebericht sowie 
über den erweiterten Prüfungsgegenstand nach §  30 
KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und §  30 KHGG NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der Er-
weiterung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 KHGG 
NRW sowie § 21GemKHBVO NRW ergeben, erfüllt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Klinik sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Klinik und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinik Mönchengladbach
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Mönchengladbach. 
Zur  Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2012 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft BDO AG, Köln, bedient.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der LVR-Klinik Köln, Köln, und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach 
§   18 Abs. 1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen 
geführt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinik Langenfeld
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Langenfeld. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2012 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Curacon GmbH, Düsseldorf, bedient.

Diese hat mit Datum vom 31. 3. 2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
LVR-Klinik Langenfeld, Langenfeld, nach KHG und der 
GemKHBVO NRW für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 2012 und den entsprechend § 19 Gem-
KHBVO NRW sowie § 25 EigVO NRW erstellten Lagebe-
richt geprüft. Durch §  30 KHGG NRW und §  21 Gem-
KHBVO NRW wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. 
Die Prüfung erstreckt sich daher insbesondere auf die 
zweckentsprechende, sparsame und wirtschaftliche Ver-
wendung der Fördermittel nach §  18 Abs.  1 KHGG 
NRW. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den Vorschriften der 
KHBV sowie die Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW liegen in der Verantwortung der ge-
setzlichen Vertreter der Klinik. Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-
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schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinik Viersen
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik Viersen. Zur Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2012 
hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BDO 
AG, Köln, bedient.

Diese hat mit Datum vom 22. 5. 2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – der LVR-
Klinik Viersen, Viersen, nach KHG unter Einbeziehung 
der Buchführung und den Lagebericht der Klinik für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2012 bis zum 31. Dezember 
2012 geprüft. Durch §  30 KHGG NRW in Verbindung 
mit §  21 GemKHBVO wurde der Prüfungsgegenstand 
festgelegt. Die Prüfung erstreckt sich daher insbeson-
dere auf die zweckentsprechende, sparsame und wirt-
schaftliche Verwendung der Fördermittel nach §  18 
Abs. 1 KHGG NRW. Die Buchführung und die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses und Lageberichts nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vor-
schriften der KHBV sowie die Verwendung der Förder-
mittel liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung 
und über den Lagebericht sowie über den Prüfungsge-
genstand nach § 30 KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  30 
KHGG NRW i. V. m. §  317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit be-
urteilt werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus 
der Festlegung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 
KHGG NRW in Verbindung mit § 21 GemKHBVO erge-
ben, erfüllt wurden. Bei der Festlegung der Prüfungs-
handlungen werden die Kenntnisse über die Geschäfts-
tätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld der Klinik sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben 
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lagebericht hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-

Diese hat mit Datum vom 22. 5. 2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – der LVR-
Klinik Mönchengladbach, Mönchengladbach, nach KHG 
unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebe-
richt der Klinik für das Geschäftsjahr vom 1.  Januar 
2012 bis zum 31.  Dezember 2012 geprüft. Durch §  30 
KHGG NRW in Verbindung mit §  21 GemKHBVO 
wurde der Prüfungsgegenstand festgelegt. Die Prüfung 
erstreckt sich daher insbesondere auf die zweckentspre-
chende, sparsame und wirtschaftliche Verwendung der 
Fördermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und den Vorschriften der KHBV sowie die 
Verwendung der Fördermittel nach §  18 Abs.  1 KHGG 
NRW liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung 
und über den Lagebericht sowie über den Prüfungsge-
genstand gemäß § 30 KHGG NRW abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  30 
KHGG NRW i. V. m. §  317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit be-
urteilt werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus 
der Festlegung des Prüfungsgegenstandes nach §  30 
KHGG NRW in Verbindung mit § 21 GemKHBVO erge-
ben, erfüllt wurden. Bei der Festlegung der Prüfungs-
handlungen werden die Kenntnisse über die Geschäfts-
tätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld der Klinik sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben 
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung ein hinreichend sichere Grundlage für unsere Beur-
teilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Klinik und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft BDO AG ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
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und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der 
Klinik sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kont-
rollsystems sowie Nachweise für die Angaben in 
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Klinik und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft BDO AG ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Krankenhauszentralwäscherei
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Krankenhauszentralwäsche-
rei. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2012 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft BDO AG, Köln, bedient.

Diese hat mit Datum vom 22. 5. 2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – der LVR-
Krankenhauszentralwäscherei, Bedburg-Hau, unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2012 bis zum 31. Dezember 
2012 geprüft. Da die LVR-Krankenhauszentralwäscherei 
KHG-Fördermittel des Landes NRW von den LVR-Kli-
niken erhalten hat, gelten die Prüfungsnormen des § 30 
KHGG i. V. m. §  21 GemKHBVO, der seinerseits auf 
§  106 GO NRW verweist. Diese Vorschriften legen den 
Prüfungsgegenstand fest. Die Buchführung und die Auf-
stellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vor-
schriften der KHBV sowie die Verwendung der Förder-
mittel liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 

ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Klinik. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Klinik und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend da.

Die Prüfung der zweckentsprechenden, sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs.  1 KHGG NRW hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft BDO AG ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Klinik für Orthopädie Viersen
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Klinik für Orthopädie Vier-
sen. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2012 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft BDO AG, Köln, bedient.

Diese hat mit Datum vom 21. 6. 2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – der LVR-
Klinik für Orthopädie Viersen, Viersen, nach KHG unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
Klinik für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2012 bis zum 
31. Dezember 2012 geprüft. Durch § 30 KHGG NRW in 
Verbindung mit § 21 GemKHBVO wurde der Prüfungs-
gegenstand festgelegt. Die Prüfung erstreckt sich daher 
insbesondere auf die zweckentsprechende, sparsame und 
wirtschaftliche Verwendung der Fördermittel nach § 18 
Abs. 1 KHGG NRW. Die Buchführung und die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses und Lageberichts nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den Vor-
schriften der KHBV sowie die Verwendung der Förder-
mittel nach § 18 Abs. 1 KHGG NRW liegen in der Ver-
antwortung der gesetzlichen Vertreter. Unsere Aufgabe 
ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss un-
ter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht 
sowie über den Prüfungsgegenstand gemäß § 30 KHGG 
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  30 
KHGG i. V. m. § 317 HGB unter Beachtung der vom Ins-
titut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der 
Festlegung des Prüfungsgegenstandes nach § 30 KHGG 
NRW in Verbindung mit § 21 GemKHBVO ergeben, er-
füllt wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlun-
gen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 
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Diese hat mit Datum vom 26. 4. 2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht des LVR-HPH-Netz 
Niederrhein (kurz: HPH-Netz Niederrhein) für das 
 Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2012 ge-
prüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und ergänzenden lan-
desrechtlichen Vorschriften sowie Regelungen in der 
Satzung und die wirtschaftlichen Verhältnisse der Ein-
richtung liegen in der Verantwortung der Betriebslei-
tung des HPH-Netz Niederrhein. Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-
ziehung der Buchführung und über den Lagebericht so-
wie über die wirtschaftlichen Verhältnisse des HPH-
Netz Niederrhein abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und § 106 Gemeindeordnung (GO NW) unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-
fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hin-
reichender Sicherheit erkannt werden und dass mit 
hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des HPH-Netz Nieder-
rhein Anlass zu Beanstandungen geben. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftli-
che und rechtliche Umfeld des HPH-Netz Niederrhein 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berück-
sichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung 
des HPH-Netz Niederrhein sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung 
eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurtei-
lung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den deutschen handelsrechtlichen und den er-
gänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des HPH-Netz Niederrhein. Der Lagebericht steht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Einrichtung 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar. Die wirtschaftlichen Verhält-
nisse des HPH-Netz Niederrhein geben nach unserer Be-
urteilung keinen Anlass zu Beanstandungen.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung 
und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB entsprechend den §§  21 GemKHBVO, 106 GO 
NRW und 30 KHGG NRW unter Beachtung der vom Ins-
titut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Anforderungen, die sich aus der 
Festlegung des Prüfungsgegenstandes ergeben, erfüllt 
wurden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der 
Krankenhauszentralwäscherei sowie die Erwartungen 
über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungs-
bezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise 
für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und 
Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben 
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der ange-
wandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass 
unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für 
unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu kei-
nen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den Vorschrif-
ten der KHBV und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Krankenhauszen-
tralwäscherei. Der Lagebericht steht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Krankenhauszentralwäscherei 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar. Die Prüfung der zweckentspre-
chenden, sparsamen und wirtschaftlichen Verwendung 
der Fördermittel nach § 18 Abs. 1 KHGG hat zu keinen 
Einwendungen geführt.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft BDO AG ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Die 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-HPH-Netz Niederrhein
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des LVR-HPH-Netz Niederrhein. 
Zu  Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2012 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG, Euskirchen, 
bedient.
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Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-HPH-Netz West
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes LVR-HPH-Netz West. 
Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2012 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG, Euskirchen, 
bedient.

Diese hat mit Datum vom 10. 5. 2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht des LVR-HPH-Netz 
West (kurz HPH-West) für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis 31. Dezember 2012 geprüft. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-
richt nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften so-
wie Regelungen in der Satzung und die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Einrichtung liegen in der Verantwor-
tung der Betriebsleitung des HPH-West. Unsere Aufgabe 
ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss un-
ter Einbeziehung der Buchführung und über den Lage-
bericht sowie über die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
HPH-West abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und §  106 Gemeindeordnung (GO NW) unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-
fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
 Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden und dass mit hinrei-
chender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des HPH-West Anlass zu 
Beanstandungen geben. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und recht-
liche Umfeld des HPH-West sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung 
des HPH-West sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-HPH-Netz Ost
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des LVR-HPH-Netz Ost. Zur Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung zum 31. 12. 2012 
hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft DHPG 
Dr. Harzem  Partner KG, Euskirchen, bedient.

Diese hat mit Datum vom 10. 5. 2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht des LVR-HPH-Net-
zes Ost (kurz HPH-Ost) für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis 31. Dezember 2012 geprüft. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-
richt nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften so-
wie Regelungen in der Satzung und die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Einrichtung liegen in der Verantwor-
tung der Betriebsleitung des HPH-Ost. Unsere Aufgabe 
ist es, auf Grundlage der von uns durchgeführten Prü-
fung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebe-
richt sowie über die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
HPH-Ost abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB und §  106 Gemeindeordnung (GO NW) unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-
fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
 Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hin-
reichender Sicherheit erkannt werden und dass mit hin-
reichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des HPH-Ost Anlass zu 
Beanstandungen geben. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und recht-
liche Umfeld des HPH-Ost sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung 
des HPH-Ost sowie die Würdigung der Gesamtdarstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den deutschen handelsrechtlichen und den er-
gänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des HPH-Ost. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Einrichtung und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. Die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
HPH-Ost geben nach unserer Beurteilung keinen Anlass 
zu Beanstandungen.“
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und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stich-
proben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für die Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt 
 unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des Betriebes. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage des Betriebes und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend dar.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-Jugendhilfe Rheinland
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer der LVR-Jugendhilfe Rheinland. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2012 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft DHPG Dr. Harzem § Partner KG, Gummersbach, 
bedient.

Diese hat mit Datum vom 7. 6. 2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht von 
LVR-Jugendhilfe Rheinland, Solingen, für das Wirt-
schaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2012 
geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jah-
resabschluss und Lagebericht nach den deutschen han-
delsrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Be-
stimmungen in der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen liegen in der Verantwortung 
der Betriebsleitung. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB, §  106 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen und der Verordnung über die Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben 
und prüfungspfl ichtigen Einrichtungen unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu 
planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jah-
resabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung und durch den Lagebericht ver-
mittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-

schluss den deutschen handelsrechtlichen und den er-
gänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens,– Finanz- und Ertrags-
lage des HPH-West. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Einrichtung und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. Die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
HPH-West geben nach unserer Beurteilung keinen An-
lass zu Beanstandungen.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

LVR-InfoKom
Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß §  106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes LVR InfoKom. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31. 12. 2012 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG, Gummersbach, 
bedient.

Diese hat mit Datum vom 11. 6. 2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt.

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht von 
LVR-InfoKom, Köln, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis zum 31. Dezember 2012 geprüft. Die Buchfüh-
rung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lage-
bericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen in 
der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen liegen in der Verantwortung der Betriebslei-
tung. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung 
und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §  317 
HGB, §  106 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen und der Verordnung über die Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben 
und prüfungspfl ichtigen Einrichtungen unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu 
planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jah-
resabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung und durch den Lagebericht ver-
mittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-
cherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Betriebes sowie die Erwartungen 
über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungs-
bezogenen internen Kontrollsystems sowie die Nach-
weise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss 
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Öffentlicher Teil

 1.  Form und Frist der Ladung

 2.  Beschlussfähigkeit und Tagesordnung

 3.  Anfragen und Mitteilungen

 4.   Genehmigung der Niederschrift über die öffentliche 
Sitzung des Verwaltungsrates vom 21.02.2014 

 5.  Sachstandsbericht

 6.   Bestellung von Schriftführer/inne/n für die Gremien 
des VRR

 7.   Bestellung eines Wirtschaftsprüfers für die Prüfung 
der Jahresabschlüsse des ZV VRR, des ZV VRR FaIn-
EB sowie der VRR AöR und des NVN für das Jahr 
2014

 8.  endgültiger Verbundetat 2014

 9.   Satzung zur Änderung der Umlagensatzung des ZV 
VRR für das Jahr 2014

10.  Auslaufen der Bestandsbetrauungen in der ÖSPV-
Finanzierung/Weiterentwicklung des VRR-Finanzie-
rungssystems

11.   Vereinbarung zum VRR-Fahrzeugfi nanzierungsmo-
dell für das Vergabeverfahren Erft-Schwalm-Netz 
(RB38/RB39)

12.  Qualitätsmanagementsystem im kommunalen ÖPNV

13.  Qualitätsbericht 2013

14.  Stationsbericht 2013

15.  Zielbild Markt/Kunde im VRR

16.  Machbarkeitsstudie – weitere Vorgehensweise –

Nicht öffentlicher Teil

17.   Genehmigung der Niederschrift über die nicht 
 öffentliche Sitzung des Verwaltungsrates vom 
21. 2. 2014

18.  Interne AöR-Angelegenheiten

19.  Anfragen und Mitteilungen

Der Hinweis auf diese Sitzung und die Tagesordnung 
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Essen, 13. März 2014

Herbert  N a p p 

Vorsitzender

– MBl. NRW. 2014 S. 146

Sitzung der Verbandsversammlung 
des Zweckverbandes Verkehrsverbund 

Rhein-Ruhr (VRR) 
am Freitag, 28. 3. 2014

Bek. d. Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr (VRR) 
v. 17. 3. 2014

Am Freitag 28. 3. 2014, 11.05 Uhr, fi ndet im Ratssaal des 
Rathauses der Stadt Essen, Ribbeckstraße 15, 45127 Es-
sen, eine Sitzung der Verbandsversammlung des Zweck-
verbandes VRR statt.

Öffentlicher Teil

 1.  Feststellung der Tagesordnung

 2.   Genehmigung der Niederschrift über die öffentliche/
nichtöffentliche Sitzung der Verbandsversammlung 
vom 11. 12. 2013

 3.   Bestellung von Schriftführer/inne/n für die Gremien 
des VRR

 4.   Bestellung eines Wirtschaftsprüfers für die Prüfung 
der Jahresabschlüsse des ZV VRR, des ZV VRR FaIn-

cherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Betriebes sowie die Erwartungen 
über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungs-
bezogenen internen Kontrollsystems sowie die Nach-
weise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss 
und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stich-
proben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hin-
reichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bil-
det. Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt 
 unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des Betriebes. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage des Betriebes und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend dar.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft DHPG Dr. Harzem & Partner KG 
ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß §  3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspfl ichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA 
NRW nicht erforderlich.

Herne, den 21. 1. 2014

GPA NRW 

Im Auftrag
gez.

Helga  G i e s e n

Siegel der
Gemeindeprüfungsanstalt 

Nordrhein-Westfalen

Die Jahresabschlüsse sowie die Lageberichte können bis 
zur Feststellung der Jahresabschlüsse 2013 während der 
Dienststunden, von 9.00 bis 15.00 Uhr, beim Land-
schaftsverband Rheinland, Horion-Haus (Dienstgebäude 
Hermann-Pünder-Straße 1), Zimmer 6.080 eingesehen 
werden.

Köln, den 12. Februar 2014

Die Direktorin des Landschaftsverbandes Rheinland

L u b e k

– MBl NRW. 2014 S. 135

Sitzung des Verwaltungsrates der 
Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR

am Freitag, 28. 3. 2014
Bek. d. Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR 

v. 13. 3. 2014

Am Freitag, 28.3.2014, 10.30 Uhr, fi ndet im Ratssaal des 
Rathauses der Stadt Essen, Ribbeckstraße 15, 45127 Es-
sen, eine Sitzung des Verwaltungsrates der VRR AöR 
statt.
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Sitzung des Fachausschusses der Verbandsver-
sammlung des Zweckverbandes VRR
Bek. d. Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr 

v. 18. 3. 2014

Zur Vorbereitung auf die Sitzung der Verbandsver-
sammlung des Zweckverbandes VRR am 28. März 2014 
fi ndet folgende Sitzung statt:

Betriebsausschuss des Zweckverbandes VRR
Freitag, 28. März 2014, 10.50 Uhr,
im Rathaus der Stadt Essen, Raum R. 2.17

Essen, 18. März 2014 

Ulrich  H a l l e r

– MBl. NRW. 2014 S. 147

EB sowie der VRR AöR und des NVN für das Jahr 
2014

 5.   Satzung zur Änderung der Umlagensatzung des ZV 
VRR für das Jahr 2014

 6.   Auslaufen der Bestandsbetrauungen in der ÖSPV-
Finanzierung/Weiterentwicklung des VRR-Finanzie-
rungssystems

 7.   Vereinbarung zum VRR-Fahrzeugfi nanzierungsmo-
dell für das Vergabeverfahren Erft-Schwalm-Netz 
(RB38/RB39)

 8.  Wahlen zu den Gremien des VRR

 9.  Anfragen und Mitteilungen

Nicht öffentlicher Teil

10.   Genehmigung der Niederschrift über die nichtöf-
fentliche Sitzung der Verbandsversammlung vom 
21. 2. 2014

11.  Anfragen und Mitteilungen

Der Hinweis auf diese Sitzung und die Tagesordnung 
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Essen, 17. März 2014

Bernhard  S i m o n

Vorsitzender

– MBl. NRW. 2014 S. 146
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